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Text 

Aufgaben und Verfahren 

§ 21. (1) Der Beirat hat in Umsetzung der Richtlinien der Bundes- und der Landesorganisation die 
Grundsätze der Arbeitsmarktpolitik für den Bereich der regionalen Geschäftsstelle festzulegen. 

In seinen Aufgabenbereich fallen folgende Angelegenheiten: 

 1. Vorschlag zur Gestaltung der Arbeitsmarktpolitik auf regionaler Ebene gegenüber der 
Landesorganisation, 

 2. Anhörung vor der Bestellung des Leiters der regionalen Geschäftsstelle, 

 3. Beschluß über Berichte zur Arbeitsmarktpolitik der regionalen Organisation, 

 4. Genehmigung der regionalen Präliminarien, 

 5. Genehmigung kurz- und mittelfristiger Arbeitsprogramme und 

 6. Mitwirkung in sonstigen Angelegenheiten, in denen dies gesetzlich vorgesehen ist. 

(2) Der Beirat wird von seinem Vorsitzenden (Stellvertreter) einberufen. Er ist jedenfalls 
unverzüglich einzuberufen, wenn dies der Landesgeschäftsführer, das Landesdirektorium oder mindestens 
zwei Mitglieder des Beirates unter Angabe von Gründen verlangen. 

(3) Der Beirat ist bei Anwesenheit von zwei Dritteln seiner Mitglieder beschlußfähig. Die 
Geschäftsordnung kann für die Beschlußfassung in wichtigen Angelegenheiten ein höheres 
Anwesenheitsquorum vorsehen. 

(4) Der Beirat faßt, sofern in diesem Bundesgesetz oder in der Geschäftsordnung nicht anderes 
bestimmt ist, seine Beschlüsse mit einfacher Stimmenmehrheit. Bei Stimmengleichheit gibt die Stimme 
des Vorsitzenden den Ausschlag. 

(5) Der Beirat kann insbesondere zur Vorbereitung seiner Verhandlungen und Beschlüsse sowie zur 
Überwachung der ordnungsgemäßen Erfüllung der dem Arbeitsmarktservice im Bereich der regionalen 



  Bundesrecht konsolidiert 

www.ris.bka.gv.at  Seite 2 von 2 

Organisation obliegenden Aufgaben Ausschüsse einsetzen. Einem Ausschuß können auch Personen 
angehören, die nicht Mitglieder (stellvertretende Mitglieder) des Beirates sind. 

(6) Der Beirat oder ein Mitglied des Beirates kann vom Leiter der regionalen Geschäftsstelle 
Auskünfte und Berichte zu allen Fragen der Tätigkeit des Arbeitsmarktservice der Regionalorganisation 
verlangen. 

(7) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder) des Beirates (§ 20 Abs. 2) und seiner 
Ausschüsse haben, sofern auf Grund sonstiger gesetzlicher oder vertraglicher Regelungen nicht anderes 
bestimmt ist, für die Teilnahme an den Sitzungen des Beirates und seiner Ausschüsse Anspruch auf 
Ersatz der Reise- und Aufenthaltskosten sowie auf Entschädigung für Zeitversäumnis entsprechend den 
für Schöffen geltenden Bestimmungen des Gebührenanspruchsgesetzes 1975 und auf ein angemessenes 
Sitzungsgeld, das vom Bundesminister für Arbeit und Soziales im Einvernehmen mit dem 
Bundesminister für Finanzen festgesetzt wird. 

(8) Die weiteren Mitglieder (stellvertretenden Mitglieder) des Beirates und die Ausschußmitglieder 
sind zur gewissenhaften und unparteiischen Ausübung ihres Amtes verpflichtet. Sie haften, unbeschadet 
der Bestimmungen des Amtshaftungsgesetzes, für jeden Schaden, der dem Arbeitsmarktservice oder dem 
Bund aus der Vernachlässigung ihrer Pflichten erwächst. 
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